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nen aus der Erwerbstätigkeit gedrängt werden. Für letztere steht auf dem deutschen Arbeits-
markt – anders als beispielsweise in den USA – aus den eingangs genannten Gründen keine
ausreichende Zahl von Auffangarbeitsplätzen zur Verfügung. Damit ist keineswegs das ganze
Problem der Arbeitslosigkeit erfaßt, aber doch ein wichtiger Teil.

Um das ganze Problem zu erfassen, muß sowohl den tiefgreifenden Veränderungen auf sei-
ten des Arbeitskräfteangebots als auch auf seiten der Arbeitskräftenachfrage Rechnung getra-
gen werden. Auf seiten des Arbeitskräfteangebots sind Sicht- und Verhaltensweisen sowie Be-
fähigungen, Prägungen und Orientierungen der Erwerbsbevölkerung zu berücksichtigen. Ent-
sprechendes gilt für die Arbeitskräftenachfrage. Diese hat durch die teilweise Umgestaltung
des Produktionsprozesses, vor allem durch dessen Globalisierung, einen nachhaltigen Wandel
erfahren. Damit wird sich Teil II des Kommissionsberichts befassen.

[…]

Karlsruhe und das Grenzregime der DDR*

Leitsätze zum Beschluß des Zweiten Senats des Bundesverfassungsgerichts 
vom 24. Oktober 1996 (Wortlaut)

- 2 BvR 1851/94 -
- 2 BvR 1853/94 -
- 2 BvR 1875/94 -
- 2 BvR 1852/94 -

1. a) Das Rückwirkungsverbot des Art. 103 Abs. 2 GG ist absolut und erfüllt seine rechtsstaatli-
che und grundrechtliche Gewährleistungsfunktion durch eine strikte Formalisierung.

b) Es gebietet auch, einen bei Begehung der Tat gesetzlich geregelten Rechtfertigungs-
grund weiter anzuwenden, wenn dieser im Zeitpunkt des Strafverfahrens entfallen ist. Ob und
inwieweit Art. 103 Abs. 2 GG auch das Vertrauen in den Fortbestand ungeschriebener Recht-
fertigungsgründe in gleicher Weise schützt, wird nicht abschließend entschieden.

2. Das strikte Rückwirkungsverbot des Art. 103 Abs. 2 GG findet seine rechtsstaatliche
Rechtfertigung in der besonderen Vertrauensgrundlage, welche die Strafgesetze tragen, wenn
sie von einem an die Grundrechte gebundenen demokratischen Gesetzgeber erlassen werden.

3. An einer solchen besonderen Vertrauensgrundlage fehlt es, wenn der Träger der Staats-
macht für den Bereich schwersten kriminellen Unrechts die Strafbarkeit durch Rechtferti-
gungsgründe ausschließt, indem er über die geschriebenen Normen hinaus zu solchem 
Unrecht auffordert, es begünstigt und so die in der Völkerrechtsgemeinschaft allgemein aner-
kannten Menschenrechte in schwerwiegender Weise mißachtet. Der strikte Schutz von Ver-
trauen durch Art. 103 Abs. 2 GG muß dann zurücktreten.

Gründe (Auszug)
[…]
C.
Die Verfassungsbeschwerden sind nicht begründet.

Strafgerichtliche Entscheidungen unterliegen nicht einer unbeschränkten tatsächlichen und
rechtlichen Nachprüfung auf die Richtigkeit der Tatsachenfeststellungen und auf die Ord-
nungsmäßigkeit der Rechtsanwendung. Die Gestaltung des Strafverfahrens, die Feststellung
und Würdigung des Sachverhalts, die Auslegung des Straf- und Strafprozeßrechts und seine

* Zur Zurückweisung der Verfassungsbeschwerden von drei früheren Mitgliedern des Nationalen Vertei-
digungsrates der DDR (Albrecht, Keßler, Streletz) vgl. auch den Kommentar von Helmut Ridder im vorlie-
genden Heft. D.Red.
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Anwendung auf den einzelnen Fall sind allein Sache der dafür zuständigen Strafgerichte und
der Nachprüfung durch das Bundesverfassungsgericht entzogen. Das Bundesverfassungsge-
richt kann nur dann eingreifen, wenn die Gerichte Verfassungsrecht verletzt haben. Dies ist
aber nicht schon dann der Fall, wenn eine Entscheidung, am Straf- oder Strafprozeßrecht ge-
messen, objektiv fehlerhaft ist. Der Fehler muß gerade in der Nichtbeachtung von Grundrech-
ten liegen. Das ist in der Regel erst dann der Fall, wenn ein Fehler sichtbar wird, der auf einer
grundsätzlich unrichtigen Anschauung von der Bedeutung eines Grundrechts, insbesondere
vom Umfang seines Schutzbereichs beruht, oder wenn die fehlerhafte Rechtsanwendung bei
verständiger Würdigung der das Grundgesetz beherrschenden Gedanken nicht mehr ver-
ständlich ist (vgl. BVerfGE 18, 85 <92f.>; 62, 189 <192f.>; 89, 1 <14>).

Diese Einschränkung der Prüfungskompetenz des Bundesverfassungsgerichts gilt auch,
wenn es um die Feststellung, Auslegung und Anwendung von Normen einer fremden Rechts-
ordnung durch die Strafgerichte geht, von denen nach den Vorschriften der Bundesrepublik
Deutschland die strafrechtliche Beurteilung abhängt. Demgemäß hat das Bundesverfassungs-
gericht auch nicht nachzuprüfen, ob die Strafgerichte Vorschriften der DDR zutreffend ausge-
legt und angewendet haben.

Nach diesem Maßstab sind die angegriffenen Entscheidungen von Verfassungs wegen
nicht zu beanstanden. Sie verletzen die Beschwerdeführer nicht in Grundrechten oder grund-
rechtsgleichen Gewährleistungen.

I. – Die insbesondere von den Beschwerdeführern zu 1. und 3. erhobene, nach Art. 2 Abs. 1 in
Verbindung mit Art. 25 GG zulässige Rüge (vgl. BVerfGE 77, 170 <232>), die Strafverfolgung
gegen sie als ehemalige Inhaber hoher Regierungsämter und Mitglieder eines Verfassungs-
organs der DDR verletze wegen ihrer fortwirkenden Immunität eine allgemeine Regel des Völ-
kerrechts, ist nicht begründet.

1. Die DDR war im Sinne des Völkerrechts – unabhängig von ihrer völkerrechtlichen Aner-
kennung durch die Bundesrepublik Deutschland (vgl. dazu BVerfGE 36, 1 <22>) – ein Staat und
als solcher Völkerrechtssubjekt. Deshalb können im Verhältnis zur DDR die allgemeinen Re-
geln des Völkerrechts im Sinne des Art. 25 GG herangezogen werden (vgl. BVerfGE 36, 1
<23f.>; 92, 277 <320>). Unter diesen ist vorwiegend das universell geltende Völkergewohn-
heitsrecht zu verstehen, ergänzt durch anerkannte allgemeine Rechtsgrundsätze (vgl. 
BVerfGE 15, 25 <32f., 34f.>; 16, 27 <33>; 23, 288 <317>). Die Entstehung von universellem 
Völkergewohnheitsrecht erfordert zwar nicht, daß einem Völkerrechtssatz ausnahmslos alle
Staaten ausdrücklich oder durch konkludente Handlung zugestimmt haben. Dieses Völker-
gewohnheitsrecht muß aber auf einer allgemeinen, gefestigten Übung zahlreicher Staaten
beruhen, der die Rechtsüberzeugung zugrunde liegt, daß dieses Verhalten Rechtens sei (vgl.
BVerfGE 92, 277 <320>).

Die von den Beschwerdeführern in Anlehnung an anglo-amerikanische Rechtsvorstellun-
gen in Anspruch genommene „act of state doctrine“ kann nicht als allgemeine Regel des Völ-
kerrechts im Sinne des Art. 25 GG angesehen werden, da sie jedenfalls außerhalb des anglo-
amerikanischen Rechtskreises nicht anerkannt ist (vgl. BVerfGE 92, 277 <322>; Fonteyne,
„Acts of State“, in: Bernhardt <ed.>, Encyclopedia of Public International Law, Vol. I, 1992, S. 17
<19>; Verdross/Simma, Universelles Völkerrecht, 3. Aufl., 1984, S.775f.).

Darüber hinaus entspricht es der im völkerrechtlichen Schrifttum durchgängig vertretenen
und auch in den angegriffenen Entscheidungen herangezogenen Auffassung, daß eine Immu-
nität die Existenz des Staates, dem der Betreffende angehört, nicht überdauert (vgl. dazu allge-
mein BVerfGE 15, 25 <34f.>; 16, 27 <33>; siehe auch BVerfG, 3. Kammer des Zweiten Senats,
Beschluß vom 21. Februar 1992 – 2 BvR 1662/91 –, DtZ 1992, S.216; Berber, Lehrbuch des Völ-
kerrechts, Band I/l, 2. Aufl., 1975, S. 275; Ipsen, Völkerrecht, 3. Aufl., 1990, S. 344/345). Die Auf-
fassung des Beschwerdeführers zu 3., Art. 25 GG sei schon deshalb verletzt, weil die gegen ihn
gerichtete Strafverfolgung die Souveränität der DDR als Völkerrechtssubjekt mißachte, trifft
aus diesem Grund nicht zu.

2. Auch dem Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demo-
kratischen Republik über die Herstellung der Einheit Deutschlands vom 31. August 1990 (BGBl
II S. 889) – Einigungsvertrag (EV) – ist nicht zu entnehmen, daß Handlungen von Mitgliedern
staatlicher Organe der ehemaligen DDR von der Strafverfolgung ausgenommen sein
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sollen.Der Einigungsvertrag regelt diese Frage nicht ausdrücklich; Art. 17 und 18 EV lassen je-
doch erkennen, daß die vertragschließenden Parteien von rechtsstaats- und verfassungswidri-
gen Maßnahmen und Handlungen staatlicher Organe der ehemaligen DDR ausgegangen sind,
die auch nach Wirksamwerden des Beitritts zumindest zu Rehabilitation oder Entschädigung
führen sollten. Auch Art. 315ff. EGStGB in der Fassung des Einigungsvertrages sehen keine
Ausnahme für Straftaten von Mitgliedern staatlicher Organe der ehemaligen DDR vor.

II. – Art. 103 Abs. 2 GG ist nicht verletzt.
Die Beschwerdeführer sehen einen Verstoß gegen Art. 103 Abs. 2 GG vor allem darin, daß

die Strafgerichte ihnen die Berufung auf einen Rechtfertigungsgrund versagt haben, der sich
aus den Vorschriften der DDR über das Grenzregime, wie sie in der Staatspraxis ausgelegt und
angewendet wurden, zur Tatzeit ergab. Darüber hinaus sehen sich die Beschwerdeführer zu 1.
bis 3. auch darum in einem Recht aus Art. 103 Abs. 2 GG verletzt, weil sie in Anwendung des-
Rechts der Bundesrepublik als mittelbare Täter verurteilt wurden.

Beide Rügen sind nicht begründet.
1. a) Art. 103 Abs. 2 GG ist eine Ausprägung des Rechtsstaatsprinzips (vgl. BVerfGE 78, 374

<382>). Dieses fundiert den Gebrauch der Freiheitsrechte, indem es Rechtssicherheit gewährt,
die Staatsgewalt an das Gesetz bindet und Vertrauen schützt. Das Rechtsstaatsprinzip umfaßt
als eine der Leitideen des Grundgesetzes aber auch die’Forderung nach materieller Gerechtig-
keit (vgl. BVerfGE 45, 187 <246>). Für den Bereich des Strafrechts werden diese rechtsstaatli-
chen Anliegen in dem Grundsatz aufgenommen, daß keine Strafe ohne Schuld verwirkt wird.
Dieser Grundsatz wurzelt zugleich in der vom Grundgesetz vorausgesetzten und in Art. 1 Abs.
1 und Art. 2 Abs. 1 GG verfassungskräftig geschützten Würde und Eigenverantwortlichkeit des
Menschen, die der Gesetzgeber bei der Ausgestaltung des Strafrechts zu achten hat (vgl.
BVerfGE 25, 269 <284f.>). Er liegt auch dem Art. 103 Abs. 2 GG zugrunde (vgl. BVerfGE 20, 323
<331>; 25, 269 <285>).

Art. 103 Abs. 2 GG sichert diese Ziele, indem er die Bestrafung wegen einer Tat nur zuläßt,
wenn sie im Zeitpunkt ihrer Begehung mit hinreichender Bestimmtheit in einem gesetzlichen
Tatbestand mit Strafe bedroht ist. Art. 103 Abs. 2 GG schützt darüber hinaus vor der Verhän-
gung einer höheren als der im Zeitpunkt der Tat gesetzlich angedrohten Strafe. Im Interesse
von Rechtssicherheit und Gerechtigkeit gewährleistet Art. 103 Abs. 2 GG, daß im Bereich des
Strafrechts, auf dessen Grundlage der Staat in die Persönlichkeit auf das schwerwiegendste
eingreifen darf, nur der Gesetzgeber die strafwürdigen Rechtsgutsverletzungen bestimmt. Dies
findet in Art. 103 Abs. 2 GG dadurch seinen Ausdruck, daß die rechtsstaatliche Gesetzesbin-
dung zu einem strengen Parlamentsvorbehalt verschärft wird (vgl. BVerfGE 71,108 <114>; 78,
374 <382>.; stRspr). Für den Bürger begründet Art. 103 Abs. 2 GG das Vertrauen darauf, daß
der Staat nur ein solches Verhalten als strafbare Handlung verfolgt, für das der Gesetzgeber die
Strafbarkeit und die Höhe der Strafe im Zeitpunkt einer Tat gesetzlich bestimmt hat. Der Bür-
ger erhält damit die Grundlage dafür, sein Verhalten eigenverantwortlich so einzurichten, daß
er eine Strafbarkeit vermeidet. Dieses Rückwirkungsverbot des Strafrechts ist absolut (vgl.
BVerfGE 30, 367 <385>). Es erfüllt seine rechtsstaatliche und grundrechtliche Gewährlei-
stungsfunktion durch eine strikte Formalisierung. Das ist ein Spezifikum unter den Garantien
der Rechtsstaatlichkeit (vgl. Schmidt-Aßmann in: Maunz/Dürig, Kommentar zum Grund-
gesetz, Art. 103 Abs. 2, Rn. 255 <Bearbeitungsstand: Dezember 1992>).

b) Art. 103 Abs. 2 GG schützt davor, daß die Bewertung des Unrechtsgehalts der Tat
nachträglich zum Nachteil des Täters geändert wird (vgl. BVerfGE 46, 188 <193>). Deshalb ge-
bietet er auch, einen bei Begehung der Tat gesetzlich geregelten Rechtfertigungsgrund weiter
anzuwenden, wenn dieser im Zeitpunkt des Strafverfahrens entfallen ist. Allerdings gilt für
Rechtfertigungsgründe nicht – wie für den Straftatbestand und die Strafandrohung – der strikte
Gesetzesvorbehalt. Strafrechtliche Rechtfertigungsgründe können auch gewohnheitsrechtlich
oder durch Rechtsprechung Geltung erlangen. Sollen im Tatzeitpunkt anerkannte ungeschrie-
bene Rechtfertigungsgründe nachträglich außer acht gelassen werden, so stellt sich die Frage,
ob und inwieweit Art. 103 Abs. 2 GG auch das Vertrauen in den Fortbestand solcher Rechtferti-
gungsgründe in gleicher Weise schützt. Diese Frage muß hier nicht allgemein entschieden
werden. Denn im vorliegenden Fall wird ein – teils normierter, teils auf staatlicher Anordnung
und Praxis beruhender – Rechtfertigungsgrund unter Voraussetzungen in Anspruch genom-
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men, die Einschränkungen des absoluten Rückwirkungsverbots des Art. 103 Abs. 2 GG von
Verfassungs wegen zulassen.

aa) Art. 103 Abs. 2 GG hat als Regelfall im Blick, daß die Tat im Anwendungsbereich des
vom Grundgesetz geprägten materiellen Strafrechts der Bundesrepublik Deutschland began-
gen und abgeurteilt wird. In diesem Normalfall bietet das unter den Bedingungen der Demo-
kratie, der Gewaltenteilung und der Verpflichtung auf die Grundrechte zustande gekommene
und damit den Forderungen materieller Gerechtigkeit prinzipiell genügende Strafrecht die
rechtsstaatliche Anknüpfung für den von Art. 103 Abs. 2 GG gewährten absoluten und strikten
Vertrauensschutz.

bb) Dies gilt nicht mehr uneingeschränkt, wenn als Folge der Wiedervereinigung in der
durch den Einigungsvertrag vereinbarten Regelung des Art. 315 EGStGB in Verbindung mit
§ 2 StGB gesetzlich vorgeschrieben ist, daß für die Beurteilung von Straftaten, die in der ehe-
maligen DDR begangen worden sind, das Strafrecht der DDR anzuwenden ist. Diese Regelung
ist Folge der Übernahme der Strafrechtspflege im Gebiet der DDR durch die Bundesrepublik;
sie steht als solche mit Art. 103 Abs. 2 GG in Einklang, weil die Bürger der ehemaligen DDR
nach dem für sie im Tatzeitpunkt geltenden Strafrecht verurteilt werden und das – im Verurtei-
lungszeitpunkt maßgebende – Recht der Bundesrepublik nur dann angewandt wird, wenn es
milder ist. Allerdings kann diese Rechtslage, nach der die Bundesrepublik ihre Strafgewalt un-
ter Zugrundelegung von Recht eines Staates auszuüben hat, der weder die Demokratie noch
die Gewaltenteilung noch die Grundrechte verwirklichte, zu einem Konflikt zwischen den un-
verzichtbaren rechtsstaatlichen Geboten des Grundgesetzes und dem absoluten Rück-
wirkungsverbot des Art. 103 Abs. 2 GG führen. Das strikte Rückwirkungsverbot des Art. 103
Abs. 2 GG findet – wie dargelegt – seine rechtsstaatliche Rechtfertigung in der besonderen Ver-
trauensgrundlage, welche die Strafgesetze tragen, wenn sie von einem an die Grundrechte ge-
bundenen demokratischen Gesetzgeber erlassen werden. Diese besondere Vertrauensgrund-
lage entfällt, wenn der andere Staat für den Bereich schwersten kriminellen Unrechts zwar
Straftatbestände normiert, aber die Strafbarkeit gleichwohl durch Rechtfertigungsgründe für
Teilbereiche ausgeschlossen hatte, indem er über die geschriebenen Normen hinaus zu sol-
chem Unrecht aufforderte, es begünstigte und so die in der Völkerrechtsgemeinschaft allge-
mein anerkannten Menschenrechte in schwerwiegender Weise mißachtete. Hierdurch setzte
der Träger der Staatsmacht extremes staatliches Unrecht, das sich nur solange behaupten
kann, wie die dafür verantwortliche Staatsmacht faktisch besteht.

In dieser ganz besonderen Situation untersagt das Gebot materieller Gerechtigkeit, das auch
die Achtung der völkerrechtlich anerkannten Menschenrechte aufnimmt, die Anwendung
eines solchen Rechtfertigungsgrundes. Der strikte Schutz von Vertrauen durch Art. 103 
Abs. 2 GG muß dann zurücktreten. Anderenfalls würde die Strafrechtspflege der Bundesrepu-
blik zu ihren rechtsstaatlichen Prämissen in Widerspruch geraten. Dem Bürger, der jetzt der
Strafgewalt der Bundesrepublik unterliegt, wird die Berufung auf einen solchen Rechtferti-
gungsgrund verwehrt; im übrigen bleibt das Vertrauen darauf gewährleistet, nach dem Gesetz
bestraft zu werden, das für ihn im Zeitpunkt der Tat galt.

cc) Ähnliche Konfliktlagen sind für die Bundesrepublik bereits bei der Beurteilung national-
sozialistischen Unrechts aufgetreten.

[…]

Mitteilung von Redaktion und Verlag: Mit Beginn des Jahres 1997 verläßt Robert Bredthauer
aus persönlichen Gründen die Blätter Verlagsgesellschaft mbH, als deren Geschäftsführer er
seit 1990 mit großem Engagement half, diese Zeitschrift auch organisatorisch auf eigene Beine
zu stellen und zu konsolidieren. Alle, denen der unabhängige Fortbestand der „Blätter“ etwas
bedeutet, schulden ihm Dank. Wir bedauern sein Ausscheiden und wünschen ihm auch für die
Zukunft alles Gute.  –  Die Verlagsleitung übernimmt ab Januar 1997 Karl D.Bredthauer.

Allen Leserinnen und Lesern wünschen wir bei dieser Gelegenheit ein gutes 1997.




